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Sachstand Wiesbadener lntegrationsvereinbarung
- Antrag der Fraktionen CDU, FDP und BLWULWBIG vom 19.10.2022'
Beschluss-Nr.01 46 vom 2. November 2022, (Vorlagen-Nr. 22-F€9-0054)

Der Magistrat der Landeshauptsladt Wiesbaden wird gebeten, einen sdtrifrlichen Sach-
standsbericht zur lntegrationsvereinbarung zu geben, der insbesondere die folgenden Fra-
gen beantwortet:

1. Welche Religionsgemeinschaften/ Gemeinden haben die Vereinbarung aktuell unter-
schrieben?

2. Mit welchen Gemeinden laufen aktuell Verhandlungen?

3. Mit welchen Gemeinden wurde in der Vergangenheit Verhandlungen gefÜhr7? Aus wel-

chen Gründen wurde diese abgebrochen oder sind nicht abgeschlossen worden?

4. Gibt es noch weitere in der Landeshauptstadt Wiesbaden ansässige Religionsgemein'
schaften mit denen die lntegrationsvereinbarung abgeschlossen werden könnte (mit rea-
tistischen Erfolgsaussichten?) Nach welchen Kriterien werden in diesem Kontert die Re-

tigions- und weltanschauungsgemeinschaften ausgewählt, um die lntegrationsvereinba-
rung mit der LHW zu schließen?

5. Mit welchen Gemeinden scheint ein Abschluss der Vereinbarung nicht realistisch zu sein

und warum nicht?

6. Wie teben sowoht die Landeshauptstadt wiesbaden, als auch die Gemeinden die ver-

einbarung?

7. Gibt es weiterhin Überlegungen, die Vereinbarung inhaltlich anzupassen? Wenn ia, wel'
che sind das?

B. Wetche Bedarfe haben Retigionsgemeinschafren innerhalb der Konsultationsgespräche
an die Stadt geäußeft?
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Die Anfrage beantworte ich wie folgt:

Vorbemerkung

Gemäß des Mottos,,Krisen sind Chancen" ist die Wiesbadener lntegrationsvereinbarung ein
gelungenes Beispiel für einen Prozess, der aus einer kritischen Situation heraus entstanden
ist und alle Beteiligten - Moscheevereine, Politik , Verwaltung und Zivilgesellschaft - in wich-
tigen Fragen der lntegration herausgefordert, aber auch beschleunigt vorangebracht hat.

Zur besseren Einordnung des Projektes erfolgt vorab eine Darstellung der Genese der lnteg-
rationsvereinbarung. .

Zeitlicher Ablauf der lntegrationsvereinbarung

06.1 1 .2003 Bauvoranfrage Tauhid-Gemeinde
Bauvoranfrage der Tauhid-Gemeinde beim Bauaufsichtsamt für das Mo-
scheebauprojekt in der Fischbacher Straße.

14.12.200/. Diskussion in der Tauhid-Gemeinde mit OB Diehl und Vertretern der FraKio-
nen

An der Vorstellung des Bauprojekts nahmen Vertreterinnen und Vertreter aller
Fraktionen, anderer islamischer Gemeinden und die Ortsvorsteherin teil. OB
Diehl betonte in seiner Rede, dass die Gemeinde einerseits ein Recht auf den
Bau eines Gotteshauses besitze. Andererseits müsse das Vorhaben unter Be-
rücksichtigung aller baurechtlichen Auflagen erfolgen. Trotz kontroverser An-
sichten verlief die Diskussion sachdienlich.

16.12.2004

16.12.2004

26.05.2005

Unterschriften gegen den Moscheebau

Es formierte sich Widerstand gegen das Bauvorhaben. Die lnteressengemein-
schaft Dotzheimer-Fischbacher Straße und Umgebung überreichte dem OB,
mit Schreiben vom 16.1 2.04, 1 065 Unterschriften von Bürgerinnen und Bür-
gern, die sich,,gegen den Bau der Moschee und das politische Verfahren zur
Genehmigung der Anlage" aussprachen.

Beschluss der Stadwerordnetenversammlung

Vereinbarungen mit religiösen Gemeinschaften - Gemeinsamer Antrag von
CDU, SPD, FDP und Bündnisg1/DlE GRÜNEN vom 09.12.2004

Der Magistrat wurde gebeten, Vereinbarungen mit den in Wiesbaden ansässi-
gen religiösen Gemernschaften bzw. Vereinen und lnstitutionen abzuschlie-
ßen, die nicht durch Staatsverträge gebunden sind. Maßgebender Tenor der
Vereinbarung besteht in der Bindung an die Grundrechte, die freiheitlich de-
mokratische Grundordnung und den Rechtsstaat. Darüber hinaus sollte eine
Einigung auf Werte der Freiheit, Solidarität, Gerechtigkeit, Toleranz, Gleichbe-
rechtigung, Eigenverantwortung und Nächstenliebe erfolgen.

Vorläufige Endfassung eines Entwurfs der lntegrationsvereinbarung
Vorlage einer vorläufigen Endfassung zur Abstimmung mit den islamischen
Gemeinden. Der Entwurf resultierte aus diversen Diskussionsrunden zwischen
33A/ll und dem politischen Raum sowie der fachlichen Beratung durch das
Rechtsamt und den Staats- und Kirchenrechtler Prof. Dr. Michael Germann.
Vorab erfolgte eine Abstimmung der Fassung mit den integrationspolitischen
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Sprecherinnen und Sprechern der Fraktionen, der Stadtdekane und dem Vor-
sitzenden des Ausländerbeirats.

14.11.200s Vorstellung und Diskussion des Vorhabens mit allen Wiesbadener Religions-
gemeinschaften im Rathaus

Mit ca. 40 Beteiligten verschiedener Wiesbadener Religionsgemeinschaften
erfolgte eine Diskussion im Rathaus. Die Gespräche standen unter der Leitung
der Stadtverordnetenvorsteherin Angelika Thiels. Ebenfalls waren StR Peter
Grella und Prof. Dr. Germann an der Diskussion beteiligt. Das Vorhaben wur-
de mehrheitlich begrüßt.

Januar 2006 Gründung AIGW
Zusammenschluss von neun islamischen Gemeinden zur AIGW (Arbeitsge-
meinschaft der islamischen Gemeinden in Wiesbaden) mit Hr. Said Nasri, als
Sprecher der AIGW.

Die AIGW legte einen ersten eigenen Vorschlag in Form einer Synopse vor.
Es folgten vielfache Verhandlungsrunden mit Vertreterinnen und Vertretern der
AIGW.

28.06.2007

27.09.2007

STW beschließt Entwurf lntegrationsvereinbarung

Unterzeichnung der fi nalen lntegrationsvereinbarung
Neun islamische Gemeinden unterzeichneten die lntegrationsvereinbarung im
Festsaal des Rathauses

1. Welche Religionsgemeinschaftery' Gemeinden haben die Vereinbarung aKuell unter-
schrieben?

Die Vereinbarung wurde in den Jahren von 2007 bis 2019 insgesamt 14 Mal ge-
schlossen. Folgende Gemeinden haben die Vereinbarung unterschrieben:

2007
. lslamische Gemeinde e.V. Moschee Omar lbnnulkhatab
. lslamische Gemeinde e.V. Tauhid Moschee
o lslamischer Kulturverein lmam Hossein e.V. (Verein existiert nicht mehr)
o lsl. Gemeinschaft der Bosniaken in Deutschland - Gemeinde Wiesbaden e.V.
o lsl. Gemeinschaft Milli Görü9 Wiesbaden Mescid-i Aksa Moschee
. lslamischer Kulturverein Masjid-Ali e.V.
. Marokkanischer Verein für die Förderung des Geistigen und Kulturellen Gutes

e.V. Masjid Badr
. Zuberi Stiftung Wiesbaden Dar-ul-taqwa Moschee
. WesrÖstlicher Divan Wiesbaden und Umgebung e.V.

2010
. Afghanischer Kulturverein e.V.
o Tariqa Al-Qadiriya Al-Boutschischiya Sufi Ordnen für Liebe, Toleranz und

Menschlichkeit (Verein existiert nicht mehr)
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Bildungs- und Kulturverein e.V. Süleymaniye Moschee

2019
. lslamische Gemeinde Wiesbaden e.V. Alsalam Moschee
. Ahmadiyya Muslim Jamaat Wiesbaden

2. Mit welchen Gemeinden laufen aktuell Verhandlungen?

Aktuell laufen keine Verhandlungen.

Es wurden Gespräche mit dem Deutsch-Somalischen Verein e.V. geführt. Da der
Vereinsvorstand jährlich neu gewählt wurde, war eine Vermittlung der Thematik we-
der mit dem Vorstand noch durch den Vorstand mit den Gemeindemitgliedern man-
gels Kontinuität der Akteure möglich.

Auch hier gab es im Laufe der Zeit personelle Wechsel der integrationspolitischen
Sprecher.innen. Aus Sicht der seinerzeit am neu aufgelegten Prozess Beteiligten wa-
ren einzelne Formulierungen der Vereinbarung nicht mehr zeitgemäß.

Es stellte sich die Frage, ob mit Ditib eine aktualisierte Vereinbarung verhandelt wer-
den solle oder ob diese dann mit allen anderen Gemeinden erneut abzuschließen wä-
re.
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3. Mit welchen Gemeinden wurde in der Vergangenheit Verhandlungen geführt? Aus
welchen Gründen wurde diese abgebrochen oder sind nicht abgeschlossen worden?

Zuletzt wurde von September 2018 bis Anfang 20'19 mit Ditib Wiesbaden e.V. ver-
handelt. Auf Seiten von Ditib haben sich die handelnden Akteure sowohl im Dachver-
band wie auch im Vereinsvorstand im Laufe der Jahre geändert. Da die ursprüngliche
Fassung aus dem Jahr 2007 stammt, ergaben sich aus Sicht des im Dachverband
Köln zuständigen Rechtsreferenten durchaus nachvollziehbare Nachfragen und
Wünsche nach Anpassungen oder Anderungen. Einzelne Formulierungen sind nur
vor dem Hintergrund des damaligen Prozesses verständlich und heute kaum mehr
vermittelbar. Ahnlich stellte sich die Situation bei den kommunalpolitischen Vertrete-
rinnen und Vertretern dar.

Es mangelte bei Ditib nicht an der Bereitschaft, sich der lntegrationsvereinbarung an-
zuschließen. Das Beispiel zeigt jedoch sehr anschaulich, dass sich das Projekt mit
seinem damaligen integrationspolitischen Gedanken aufgrund des Zeitlaufs immer
schwerer vermitteln lässt. Es besteht seit Jahren eine gute Zusammenarbeit mit Ditib
in Wiesbaden. Die Gemeinde ist in das Netzwerk der lslamischen Gemeinden unter
Federführung des Amtes für Zuwanderung und lntegration eingebunden. Auch konn-
ten zwischenzeitlich wichtige Themen, wie zum Beispiel der öffentliche Muezzin-Ruf
am Moscheegebäude in der Holzstraße am Wochenende, zu einem für beide Seiten
akzeptablen Ergebnis geführt werden. Ein Resultat, welches vollumfänglich im Sinne
der lntegrationsvereinbarung ist, da ein konstruktiver Dialog zwischen Moscheeverein
und Verwaltung vorausging.



4. Gibt es noch weitere in der Landeshauptstadt Wiesbaden ansässige Religionsge-
meinschaften mit denen die lntegrationsvereinbarung abgeschlossen werden könnte
(mit realistischen Erfolgsaussichten?) Nach welchen Kriterien werden in diesem Kon-
text die Religions- und Weftanschauungsgemeinschafren ausgewähll um die lntegn-
tionsvereinbarung mit der LHW zu schließen?

Nein

5. Mit welchen Gemeinden scheint ein Abschluss der Vereinbarung nicht realistisch zu
sein und warum nicht?

Zur Vadeth Moschee und dem Verein TJKV in der Rathausstraße in Biebrich liegen
Erkenntnisse vor, dass die inhaltliche Ausrichtung der Vereine nicht mit den lnhalten
der lntegrationsvereinbarung vereinbar ist. Gespräche mit beiden Vereinen waren im
Hinblick auf Transparenz und Veränderungsbereitschaft unergiebig. Der Abschluss
der lntegrationsvereinbarung wäre daher eine Farce.

6. Wie leben sowohl die Landeshauptstadt Wiesbaden, als auch die Gemeinden die
Vereinbarung?

Zur Umsetzung der lntegrationsvereinbarung im Sinne eines Handlungsprogramms
wurden seit 2008 eine Vielzahl von Maßnahmen und Projekten durchgeführt. Der Fo-
kus lag zu Beginn insbesondere auf dem Thema Transparenz und Förderung des ge-

genseitigen Kennenlernens und Akzeptanz. Viele der im Folgenden beispielhaft auf-
gezeigten Projekte und Maßnahmen hatten überwiegend einen lmpulscharakter. Mitt-
lenveile initiieren die Gemeinden unterschiedlichste POekte eigenständig. Sie sind,

wie andere Migrantenorganisationen, in die regelhaften Strukturen der lntegrationsar-
beit eingebunden und befinden sich im Austausch mit anderen städtische Behörden.

Einige Beispiele für Projekte zur Umsetzung der lntegrationsvereinbarung zu Beginn
und darüber hinaus:

Transparenz und Öffentlichkeitsarbeit

Die Gemeinden pflegen einen sehr engen Kontakt zur lntegrationsabteilung. Neue
Vorstandsmitglieder stellen sich vor. Fragen bezüglich lmamen, Räumlichkeiten
oder Einladungen von Referenten in die Moscheen finden teilweise in Rückkopp-
lung mit der lntegrationsabteilung statt.

Die lntegrationsabteilung erstellt und veröffentlicht einen Flyer mit allen Unter-
zeichnenden der lntegrationsvereinbarung und weiterer lslamischer Vereine zur
lnformation der Öffentlichkeit, mittlerweile in der 3. Auflage.

Veranstaltungen mit Schulen in der Nachbarschaft, Einladungen zum Fastenbre-
chen während des Ramadan, Veranstaltungen zum Tag der offenen Moschee o-
der am lnternationalen Frauentag werden von den Gemeinden eigenständig ge-
plant und durchgeführt.

Moscheebauprojehe (§7, 3 lntegrationsbemühungen der Stadt)

Es besteht die Zusage der Gemeinden, die Stadt bei künftigen Bauvorhaben be-

reits bei den ersten Überlegungen zu beteiligen und ggfls. die Öffentlichkeitsarbeit

/b



-6-

gemeinsam mit der Stadt zu planen. Dies erfolgt sehr zuverlässig, z.B. bei den
Bauvorhaben in der Ahmadiyya-Gemeinde in der Sommerstrasse, der Tauhidge-
meinde in der Fischbacher Straße, der Moschee in der Henkellstraße und aktuell
der Afghanischen Gemeinde in Biebrich.

Schulung der Vereinsvorstände (§ 6 lntegrationsbemühungen der Gemeind€)

Um die Führung der lslamischen Gemeinden und der in der Regel als Träger fun-
gierenden gemeinnützigen Vereine zu professionalisieren, erfolgte im April 2008
mit Unterstützung des Einwohner- und lntegrationsamtes eine eintägige Schulung
der Vereinsvorstände. Zwischenzeitlich wurden viele weitere Schulungen, u.a.
über das Bürgerkolleg, vermittelt und wahrgenommen.

Sicherheitspartnerschaften Polizei und islamische Gemeinden (§3, 9 und § 6 der
I ntegrationsvereinbarung)

lm April und Mai 2008 erfolgte ein insgesamt viertägiges Seminar mit Vertretern
der islamischen Gemeinden und des Ausländerbeirates und Vertretern der Poli-
zei. Ziel war die Förderung der interkulturellen Kompetenz auf beiden Seiten, der
Abbau von Vorurteilen und die gemeinsame Entwicklung von vertrauensbildenden
Maßnahmen. Seitdem besteht ein enger Austausch zwischen den Migrationsbe-
auftragten der Polizei und den Vorständen der Moscheevereine.

Mit einem jährlichen Dialog aller Wiesbadener Moscheevereine mit dem PP-
Westhessen und der Leiterin des Amtes für Zuwanderung und lntegration - zuletzt
im November 2022 - wurde ein offener Austausch über sicherheitsrelevante The-
men etabliert. Diese Maßnahme führte zu einem sehr offenen und kooperativen
Vertrauensverhältnis aller Akteurinnen und Akteure.

Handlungsschwerpunkt Bildung

Beteiligung der islamischen Gemeinden am Wiesbadener Lotsenprojekt WILO.

Start des Projektes Ende 2008.

lnterkulturelles Frauennetz$rerk (§5 Geschlechtergleichberechtigung)

Vertreterinnen verschiedener Gemeinden beteiligten sich im damaligen interkultu-
rellen Frauennetzwerk, einem Arbeitszusammenschluss unter gemeinsamer Lei-
tung des Gesamtstädtischen Frauenreferats, des Caritasverbandes und der lnteg-
rationsabteilung. ln diesem Netzwerk wurden Frauenspezifische integrationsrele-
vante Fragestellungen bearbeitet. Eine Fachtagung Ende 2008 hatte das Thema

"lslamischer 
Feminismus".

Frauen der Ahmadiyya-Gemeinde engagieren sich aktuell im Frauenkommunika-
tionszentrum.

Schaffung von zusätzlichen Badezeiten für Frauen (§5 Geschlechtergleich-
berechtigung)
lm Hallenbad Kostheim wurde ab März 2009 jeden Samstags nachmittags eine

zusätzliche Badezeit für Frauen geschaffen. Diese Badezeit besteht bis heute.

Das Projekt MUSE - Muslimische Seelsorge in Wiesbaden e. V. wurde von Sep-

tember 2008 bis August 201 1 aus Mitteln des Europäischen lntegrationsfonds
(ElF) finanziert und in Trägerschaft des Amts für Zuwanderung und lntegration
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durchgeführt. lm Rahmen des Projektes wurden Menschen muslimischen Glau-
bens analog zum Seelsorgeangebot der christlichen Kirchen zu muslimischen
Seelsorgehelferinnen und -helfern ausgebildet. Das Seelsorgeangebot fand wäh-
rend des o. g. Zeitraums in erster Linie an den Wiesbadener Dr.-Horst-Schmidt-
Kliniken (HSK) statt.

Obwohl die Finanzierung aus Europäischen Fördermitteln im Jahr 201 1 endele,
gelang es mit einer kommunalen Finanzierung dem Projekt bis Ende Oktober
2013 den Weg in eine eigene Trägerschaft zu ebnen.
Heute wird das Seelsorgeangebot in einem reduzierten Rahmen weiterhin regel-
mäßig an den HSK angeboten.

Verfassungsschutz - Moglichkeiten der Prävention durch Gemeinden (§3, 8 und 9
der l-Vereinbarung)

lm Rahmen der Netzwerktreffen erfolgten Gespräche mit Mitarbeitenden des Lan-

desamtes für Verfassungsschutz. Hierbei wurden die islamischen Gemeinden in
Wiesbaden über die Aufgaben, Befugnisse und Arbeitsweise der BehÖrde aufge-
klärt. Thematisiert wurden ebenfalls aktuelle Themen wie der lslamismus und Sa-
lafismus und den einhergehenden Präventionsmöglichkeiten.

Beratungsstelle Salafismus
Seit Oktober 2015 besteht im Verein fÜr islamische Bildung, lntegration und Seel-
sorge (VlBlS e. V.) die Beratungsstelle Salafismus. Eltern, Freunde und betroffe-
ne Angehörige, die befürchten, dass junge Menschen in ihrem Umfeld sich zu ra-
dikalisieren beginnen und eltremistische Haltungen einnehmen, können sich hier
beraten lassen. Das Angebot richtet sich gleichermaßen an Fachkräfte sowie
Schulen und Jugendzentren. Das Projekt steht unter der Leitung des lmams Hu-
samuddin Meyer. Aufgrund seiner EindrÜcke und Erfahrungen wurde dieses Prä-
ventionsangebot ab dem Jahr 2016 inhaltlich erueitert. Seitdem gibt es regelmä-
ßige Austauschtreffen mit den lmamen, der Wiesbadener Moscheegemeinden
und einen Koranunterricht fÜr Jugendliche.

Schulungen zur lnterkulturellen Komp€tenz

lm Rahmen der städtischen Schulungen zur lnterkulturellen Kompetenz fÜr Auszubil-
dende und Beschäftigte im Kundenkontakt werden seit 2009 die Gemeinden einge-
bunden. Fester Bestandteil dieser Schulungen sind Besuche in Moscheen mit Füh-

rungen und Gesprächen zu den Aktivitäten der Gemeinden etc.

Frauen- und Mädchenaöeit (§5 Geschlechtergleichberechtigung der lntegrationsver-
einbarung)

2OOg startete ein Kooperationsprojekt mit der Frauengruppe (ca. 40 Personen) der
Tauhid-Gemeinde in Kooperation mit dem Caritasverband. Das Ziel des Projektes be-

stand in Sprachkursen, lnfoveranstaltungen zu Gesundheitsthemen und im Kennen-

lernen von Beratungsinstitutionen für Frauen in Wiesbaden. Aber auch Öffentlich-

keitsarbeit, Transparenz und Austausch mit christlichen Gemeinden, hier insbesonde-
re der Matthäusgemeinde, wurden gefÖrdert.
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Einbindung der Gemeinden in die Erstellung des gesamtstädtischen lntegrationskon-
zeptes und Mitglied in der Jury des lntegrationspreises der Landeshauptstadt Wies-
baden

Netaverk der lslamischen Gemeinden
Ein wichtiges Element zur kontinuierlichen Zusammenarbeit in integrationsrelevanten
Fragestellungen ist das Netzwerk der lslamischen Gemeinden unter Federführung
des Amtes für Zuwanderung und lntegration mit ca. vier Treffen im Jahr. Das Netz-
werk bestehl seit 2004. Dort werden wichtige Themen wie Schutz vor extremistischen
Strömungen im lslam, Muezzin-Ruf, muslimisches Gräberfeld und sarglose Bestat-
tungen, Jugendarbeit, Altenarbeit, Gemeindebetrieb unter Corona-Auflagen etc. auf
Augenhöhe besprochen.

Anlaufstelle für Migrantenorganisationen
Vom Magistrat wurde ein Konzept der regelhaften Kooperation niit Migranten-
organisationen beschlossen. Auf dessen Grundlage wurde beim Amt für Zuwande-
rung und lntegration zu Beginn des Jahres 2021 eine zentrale Anlaufstelle eingerich-
tet, die Migrantenorganisationen berät und unterstützt. Die Stelle ist Teil des vom
Land Hessen geförderten Programms der kommunalen WIR-Vielfaltszentren.

7. Gibt es weiterhin Überlegungen, die Vereinbarung inhaltlich anzupassen? Wenn ja,

welche sind das?

Die Erfahrungen aus Verhandlungen mit Ditib haben gezeigt, dass die lntegrations-
vereinbarung zu ihrer Zeit ein wichtiges Projekt war. Der damalige Prozess war für die
Verwaltung und für die kommunalpolitischen Akteure ein lehrreicher und wichtiger,

aber auch ein sehr zei! und arbeitsintensiver, Prozess. Eine inhaltliche Anpassung
und Weiterentwicklung wäre nicht ohne einen breiten Beteiligungsprozess denkbar.
Auch müsste dann im Sinne des ursprünglichen Beschlusses mit allen Gemeinden,
die keinen Staatsverträgen unterliegen, verhandelt werden.

Die lntegrationsvereinbarung mit den Projekten zur Umsetzung wie unter Punkt 6
dargestellt, haben wichtige lmpulse gesetzt. Die lntegrationsarbeit in Wiesbaden ist

mittlerweile sehr professionell und breit aufgestellt. Die lslamischen Gemeinden sind

bekannt, haben sich geöffnet und ihre Vereinsarbeit qualifiziert und weiterentwickelt.

Es wurden durch die lntegrationsabteilung des Amtes für Zuwanderung und lntegrati-
on verschiedene Formate und institutionelle Strukturen der Kooperation und Zusam-
menarbeit mit allen Migrantenorganisationen zu integrationsrelevanten Fragestellun-
gen etabliert.

Ein aufwändiger Prozess einer inhaltlichen Anpassung und Neuverhandlung der ln-
tegrationsvereinbarung ist daher aus Sicht des Amtes für Zuwanderung und lntegrati-
on weder notlvendig noch zeitgemäß.

8. Welche Bedarfe haben Religionsgemeinschaften innerhalb der Konsultationsgesprä-
che an die Stadt geäußert?

Von Ditib und Milli GörÜs wurde die EinfÜhrung des öffentlichen Muezzin-Rufs thema-
tisiert und von Ditib bereits am Wochenende eingeführt.

Zu dieser Thematik gibt es innerhalb der islamischen Gemeinden keine einheitliche
Auffassung.
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Es gibt ein muslimisches Gräberfeld auf dem Südfriedhof. Die Schaffung eines eige-
nen Muslimischen Friedhofs wird von den meisten Gemeinden gewünscht.

Einige Gemeinden sind sehr aktiv in ihrer Jugendarbeit und zeigen lnteresse für An-
gebote der Unterstützung im Übergang von der Schule zum Beruf, weil sie dort
Schwierigkeiten der Jugendlichen wahrnehmen.

Die Anlaufstelle für Migrantenorganisationen wird auch seitens der lslamischen Ver-
eine genuta, um Hilfestellung bei konkreten Fragen im Sinne einer Vorklärung des
Sachverhaltes und einer passenden Weitervermittlung an die letztlich zuständigen
Stellen zu mmen


